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Ehegattensplitting: Offener Brief an den Vorstand des Deutschen
Frauenrats

1. März 2014

Sehr geehrte Damen im Vorstand des Deutschen Frauenrats,

wir nehmen Bezug auf eine Stellungnahme, die Ihre Vorstandskollegin, Frau Mechthild v. Luxburg, im
Zusammenhang mit der Prognosstudie „Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maßnahmen“
abgegeben hat. Dabei ging es vorrangig um eine Wiederholung der Forde-rungen des Deutschen
Frauenrats (DF), das Ehegattensplitting („ohne Umwege über ein sog. Familiensplitting“) und die
„beitragsfreie Mitversicherung in der Krankenversicherung“ abzuschaffen.

Nachdem sich der DF vehement und immer wieder neu in diesem Sinne äußert, bitten wir um die Klärung
zweier Fragen:

1.) Wie kann es sein, dass ein Verband, der laut Satzung anstrebt,

den Belangen der Frauen in der Bundesrepublik Deutschland Gewicht zu geben und sie
durchzusetzen (Satzung § 2, 1. (1)),
die Stellung der Frauen in Familie, Berufs- und Arbeitswelt, Politik und Gesellschaft zu
verbessern (Satzung § 2, 1. (2)),
die in Art. 3 des GG verankerten Gleichheits- und Gleichberechtigungsgebote zu verwirklichen
(Satzung § 2, 2.),

diese Ziele zwar angeblich im Namen aller Frauen in Deutschland vertritt, dabei aber in Wirklichkeit die
große Gruppe der Frauen (und weniger Männer), die in Vollzeit häusliche Erziehungs- und Pflegearbeit
leisten, diskriminierend ausschließt?

2.) Wie kann es sein, dass eine Frauenorganisation die Definition von Gleichheit und Gleichberechtigung
nicht in der gleichen Werthaltung verschiedener Lebensentwürfe von Frauen, sondern lediglich in der
Gleichstellung von Männern und Frauen in der Erwerbsarbeitswelt sieht?

Zu beiden Aspekten, die ja ineinandergreifen, stellen sich mehrere ergänzende Fragen:
Ist denn die patriarchale Sichtweise richtig und haltbar, dass allein der traditionell männlich ge-wesene
Arbeitsplatz in der Produktion, dem volkswirtschaftliche Relevanz zugeschrieben wird, Anerkennung und
Lohn verdient, und dass Frauen folglich nur durch die gleiche Beteiligung an dieser Arbeitswelt
Gleichberechtigung erfahren könnten? Warum soll der traditionell von Frauen besetzte, reproduktive
Arbeitsplatz in der Familie, der den Fortbestand und die soziale Sicherheit der Gesellschaft gewährleistet,
nicht die entsprechende Anerkennung und finanzielle Absicherung erfahren?
Anerkennt der DF nicht das im GG Art.6 festgeschriebene Recht der Eltern, dass zuvörderst sie frei zu
bestimmen haben, wie und durch wen ihre Kinder erzogen werden sollen? Durch die aus-schließlich
positive Werthaltung gegenüber der Erwerbsarbeit bei gleichzeitiger diffamierender Geringbewertung der
elterlichen Erziehungsleistung wird diese Freiheit empfindlich beschnitten, ja in vielen Fällen sogar
verweigert. Dem ist nicht mit der Forderung zu begegnen, die Väter sollten sich an den häuslichen

                                        1 / 2



Verband Familienarbeit e.V.
Verband zur Förderung der eigenständigen finanziellen und sozialen Sicherung bei Familienarbeit
http://familienarbeit-heute.de

Pflichten in gleicher Weise beteiligen, denn auch den Vätern ist nicht zuzumuten, die Benachteiligungen,
die sich daraus ergeben, widerstandslos hinzunehmen.
Wäre es nicht eine dringende Aufgabe des DF, neben der Forderung, die Führungspositionen in Politik
und Wirtschaft zu 50% mit Frauen zu besetzen, auch die finanzielle Sicherung der Frauen, die Kinder
gebären und erziehen und alte Eltern pflegen, voranzubringen? Die Klage und der Rat – auch des DF –,
Frauen sollten sich durch derlei Lebensentwürfe doch bitte nicht in die Armut und Altersarmut treiben
lassen, ist an kurzschlüssigem Zynismus kaum zu überbieten.

Man geniert sich fast, es immer wieder zu zitieren: Kinder sind unsere Zukunft. Um nachhaltig zu
agieren, muss nicht nur die Wirtschaft mit Arbeitskräften versorgt, sondern es muss den Menschen, die
Elternpflichten übernehmen, ein hinreichender Entscheidungs- und Gestaltungsfrei-raum geboten werden.
Eine „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“, die immer offensichtlicher auf die Vollzeit-Erwerbstätigkeit
beider Elternteile bei gleichzeitiger Verdrängung der Familie in die Freizeitnischen hinausläuft, erfüllt
diesen Anspruch nicht. Alleinerziehende, die auch den zweiten Elternteil ersetzen müssen, gegen ihre
Überzeugung aus der verantwortungsbewussten Wahrnehmung ihrer Elternpflichten herauszudrängen, hat
mit Menschenwürde nichts zu tun. Modelle für Teilzeitarbeit sind so lange nicht familienfreundlich, als
der Lohnausfall wie selbstverständlich von der Familie aufgefangen werden soll.

Abschließend möchten wir die Frage nach dem Ehegattensplitting und der „beitragsfreien“
Mitversicherung in der Krankenversicherung wieder aufgreifen: Warum stellt sich der DF in der Sache
gegen die wiederholte Rechtsprechung des BVerfG, wonach die Familie als Erwerbsgemeinschaft zu
betrachten ist, in der – wie z. B. auch in einer GmbH – den Einzelmitgliedern das erzielte Einkommen zu
gleichen Teilen zugeordnet und dementsprechend mit Abgaben belastet wird? Sollte es sich der DF nicht
doch noch einmal überlegen, ob er nur dem Idol der emanzipatorischen Einzelkämpferin dienen möchte
und das Wohl all der Frauen, die in der Familie kooperieren wollen, hintanstellt, ja sogar dagegen
Stellung bezieht?

Wir freuen uns, von Ihnen zu hören.

Mit freundlichen Grüßen
Gertrud Martin
Bundesvorsitzende Verband Familienarbeit

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                                        2 / 2

http://www.tcpdf.org

